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ENERGIE

Managementfragen
Beim Betrieb von Erneuerbare-Energien-Anlagen stellen sich o�  rechtliche Fra-
gen. Die Rechtsanwaltskanzlei von Bredow Valentin Herz beantwortet in jedem 
He�  aktuelle Fragen rund um Ihr Recht. Diesmal geht es um den neuen Leitfa-
den der Bundesnetzagentur zum sogenannten Einspeisemanagement.

Was nun?Was ist neu bezüglich 
des Stroms?

Was ist neu bezüglich 
der Wärme?

Wen betri� t der 
Leitfaden und seit wann?
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Man kann abwarten, ob der 
Netzbetreiber die Vorgaben 
des Leitfadens umsetzt. Dabei 
sollte aber im Blick behalten 
werden, dass der Netzbetrei-
ber auch bereits geleistete Zah-
lungen zurückfordern kann. In 
jedem Fall steht der Klageweg 
o� en, denn es erscheint zwei-
felhaft, ob die Vorgaben im 
Leitfaden mit dem Wortlaut 
des § 15 EEG 2017 vereinbar 
sind. 
Alternativ kann man versu-
chen, mit dem Direktvermark-
ter zu vereinbaren, dass der 
Monatsmarktwert künftig von 
ihm ausgezahlt wird. Es steht 
aber zu befürchten, dass der 
Direktvermarkter hierzu nur 
bereit sein wird, wenn gleich-
zeitig die wirtschaftlichen 
Konditionen des Vertrags an-
gepasst werden. Zusätzlich 
müsste dabei sichergestellt 
werden, dass der Direktver-
markter eine Kompensation 
für die Kosten des Bilanzkrei-
sausgleichs erhält. Insofern 
verbleibt wohl nur eine Abtre-
tungsvereinbarung.

Der Monatsmarktwert wird 
nicht mehr vom Netzbetreiber 
entschädigt. Dafür besteht ein 
Anspruch auf gegebenenfalls 
entstandene Kosten für Bilanz-
kreisabweichungen. Aufgrund 
von Bilanzkreisabweichungen 
entstehende Erlöse sollen als 
ersparte Aufwendungen ange-
rechnet werden. Der Direkt-
vermarkter, bei dem die Kos-
ten für den Bilanzkreisaus-
gleich entstehen, hat jedoch 
keinen Anspruch auf Entschä-
digung nach § 15 EEG 2017 ge-
gen den Netzbetreiber. Die 
Bundesnetzagentur geht davon 
aus, dass die Kosten für den Bi-
lanzkreisausgleich vom Anla-
genbetreiber im Wege der so-
genannten Drittschadensli-
quidation im Rahmen des 
Härtefallausgleichs nach EEG 
2017 direkt gegenüber dem 
Netzbetreiber geltend gemacht 
werden können. Das Problem: 
Das Landgericht Bayreuth hat 
kürzlich geurteilt, dass die 
Drittschadensliquidation in 
diesen Fällen nicht anwendbar 
ist.

Sofern durch die Abregelung 
einer Erneuerbaren-Energie-
Anlage auch die Wärmeerzeu-
gung gemindert wird, kann 
der Anlagenbetreiber verschie-
dene Ansprüche geltend ma-
chen, die davon abhängen, wie 
er auf die Minderung der ge-
koppelten Wärmeerzeugung 
reagiert: Er kann diese entwe-
der hinnehmen oder für Ersatz 
sorgen. 
In beiden Fällen steht dem An-
lagenbetreiber ein Ausgleich 
zu. Nimmt der Anlagenbetrei-
ber den Ausfall der Wärme-
mengen hin, kann er entgan-
gene Wärmeerlöse geltend ma-
chen. Diese lassen sich dann 
aus der nicht eingespeisten 
Wärme und dem vereinbarten 
Wärmelieferungspreis ermit-
teln. Darüber hinaus sind auch 
zusätzliche Aufwendungen er-
setzbar, die beispielsweise 
durch den Einsatz einer ange-
messenen Ersatzwärmeversor-
gung, insbesondere für zusätz-
lich bezogenen Strom bezie-
hungsweise den eingesetzten 
Brennsto�  entstehen.

Die Bundesnetzagentur hat ih-
ren Leitfaden zum EEG-Ein-
speisemanagement verö� ent-
licht. Er ist nicht rechtlich ver-
bindlich, wird aber dennoch 
Auswirkungen auf die Ent-
schädigungspraxis für Einspei-
semanagementmaßnahmen 
bei direktvermarkteten Anla-
gen haben, da ihm eine hohe 
Bindungswirkung bei der Kos-
tenwälzung durch die Netzbe-
treiber zukommt, die im Zwei-
fel Rechenschaft über die Ab-
rechnung bei der 
Bundesnetzagentur ablegen 
müssen. Dieser Leitfaden gilt 
seit 25. Juni 2018. Übergangs-
bestimmungen gibt es nicht. 
Die Bundesnetzagentur macht 
lediglich die Einschränkung, 
dass vergangene Sachverhalte, 
die abweichend von den neuen 
Regelungen entschädigt wur-
den, nicht rückabgewickelt 
werden müssen.
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